
Sonntag, 14. April 1957
dem einen Vorgriff auf das Gemeindekontingenn
957 in Anspruch genommen, der schlußendlich die
Höhe von ca. 1.2 Millionen erreichte. Dadurch
seien schon im Jahre 1956 manche Darlehenswerben
beteilt worden, die sonst erst 1957 zum Zuge ge

kommen wären. Zufolgedessen sei angenommen wor¬
den, daß man im heurigen Jahre mit ungefähr
dem gleichen Betrage für Wohnbauförderung das
uslangen finden könne. Leider sei dem nicht so

da heuer 166 Bewerbungen um ein Darlehen aus
dem Landeswohnbaufonds eingelangt seien (gegen¬
über 128 Bewerbern im Vorjahre), wobei ca. 80 Be¬
verber den Rohbau schon fertiggestellt hätten und
außerdem der im vergangenen Jahr gemachte Vor¬
trif liquidiert werden müsse. Die herrschende Kon¬
junktur habe die Bautätigkeit gefördert und darum
i auch die Zahl der Bewerber gestiegen. Bei allem
erständnis für die schwierige finanzielle Lage vieler

dieser privaten Siedler könne die Stadt doch nicht
immer alle Bewerber beteilen. Man dürfe nicht
bersehen, daß für die Gemeinde zum Unterschied
von vielen anderen Obliegenheiten keine gesetzliche
Verpflichtung zur Wohnbauförderung bestehe, viel¬
mehr sei dies eine freiwillige Aufgabe der Stadt
und es könne sich daher die Höhe der für diesen
Zweck jährlich aufzubringenden Mittel auch nicht
jeweils nach der Zahl der vorhandenen Bewerber
richten. Abgesehen davon werde durch die Dar¬
lehensgewährung an private Bauwerber die Zahl
der bei der Gemeinde gemeldeten Wohnungssuchen¬
en kaum verringert, da wohl die wenigsten
derselben in der Lage seien, sich selbst ein Haus
zu bauen. Seine Fraktion vertrete daher die Mei¬
nung, daß zur baldmöglichsten Behebung des fest¬
gestellten Wohnungsbedarfes in erster Linie der Bau
von billigen Mietwohnungen zu fördern sei, zumal
auch das schon erwähnte Gesetz über die Vermietung
freier Wohnungen, wie wohl vorauszusehen war, bis¬
lang nur zusätzliche Verwaltungsarbeit, aber keiner¬
lei Entlastung auf dem Wohnungsmarkt gebracht
habe. Obwohl in der Stadt manche Wohnung leer
stehe, habe bis heute nach diesen gesetzlichen Bestim¬
nungen nicht eine einzige an Wohnungsbedürftige
zugewiesen werden können. Man müsse auch endlich
inmal den Mut haben einzugestehen, daß eine wirk
ame Bekämpfung der Wohnungsnot neben der Schaf¬
fung von neuem Wohnraum nur durch die Aufhe¬
bung oder zumindest stufenweise Lockerung der Be¬
timmungen des Mietengesetzes möglich ist, jenes Ge¬
etzes, von dem sich immer mehr erweist, daß es sich
in seiner heutigen Fassung tatsächlich vor allem gegen

ene richtet, die es schützen soll.

G.=V. Nat.=Rat Katzengruber erklärt namens seiner
Fraktion, es sei zwar an sich sehr erfreulich, daß
der vorliegende Voranschlag ausgeglichen erscheine
und die Stadt keine oder fast keine Schulden mehr
habe. Man dürfe dabei jedoch nicht übersehen, daß
dafür eine große Zahl von Wünschen zum Budge
jestrichen werden mußte und zwar bedauerlicher

weise beim Bauamt allein ca. 6 Millionen des vor
geschlagenen Aufwandes. Wenn in den letzten Jah¬
ren auch schon vieles getan und manch großes
Werk geschaffen worden sei, so stehe die Stadt
trotzdem noch zahlreichen und vielfach dringlichen
Aufgaben gegenüber, deren baldige Lösung wich
tiger erscheine als ein ausgeglichenes Budget oder

der Ruf der Schuldenfreiheit.
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Daß man bisher die Besteuerungsmöglichkeiten zum
Vorteile der Wirtschaft nicht voll ausgeschöpft habe,

sei bis zu einem gewissen Grade vertretbar, doch

dürfe die maßvolle Steuerpolitik nicht soweit gehen

daß in der Folge Bauvorhaben durch Erhöhung ver¬
chiedener Gebühren finanziert werden müßten, wie
dies beispielsweise beim Bau der Filteranlage des

Wasserwerkes der Fall sei. Wenn seine Fraktion im
gegenständlichen Falle einer Erhöhung der Wasser¬
gebühren zustimme, dann geschehe es nur deshalb
weil die Bezieher durch die Ausführung dieses Pro¬

ektes in Zukunft ein besseres Wasser bekommen wür¬
den. Die SPOe. habe schon immer die Festsetzung
höherer Steuersätze verlangt und begrüße daher die
vorgesehene Erhöhung des Hebesatzes der Gewerbe¬
steuer auf 280 Prozent
Der Sprecher verweist sodann auf den großen Ab¬
zang in der Gebarung des Stadtspitals in Höhe

von rund einer Million Schilling und findet es als
unverständlich, daß die spitalserhaltenden Gemeinder
das Defizit allein tragen sollen und die anderen Ge¬
neinden für ihre Bürger, die die Spitäler in An
pruch nehmen, keine Beiträge zahlen wollen. Des

weiteren kritisiert Nat.=Rat Katzengruber, daß die
im Spital tätigen Fachärzte für die Benützung der
Spitalseinrichtung und die Inanspruchnahme des
Personals zur Behandlung ihrer Patienten an die
Gemeinde noch immer kein Entgelt zu bezahlen hätten.
Wenn auch die Gemeinde auf dem Gebiete der Wohn¬
vauförderung schon viel getan habe, so könne man
doch den Wohnungsbau auch in Zukunft nicht genug
fördern. Die Zahl der Wohnungsbedürftigen sei be¬
bestimmt größer, als wie sie im Gemeindeamt vor¬
gemerkt sei, den manche Wohnungssuchenden hätten
sich wahrscheinlich auf die letzte Verlautbarung in
Gemeindeblatt nicht gemeldet, in der Meinung, daß
die Einbringung eines Antrages auf die Vormerkung
als Wohnungsbedürftiger doch zwecklos sei. Seine
Fraktion begrüße es, daß jetzt auch die OeVP. zur
Einsicht gekommen sei, daß zur Behebung des Wohn
ungselendes vor allem mehr Mietwohnungen ge¬
baut werden müßten. Die SPOe. habe diesen Stand¬
unkt schon immer vertreten und werde daher alle
darauf abzielenden Bemühungen voll unterstützen.

Die gemachten Hinweise auf die Mietengesetzgebung
bezeichnet der Sprecher als überflüssig, da man so
oder so um den Bau von Wohnungen nicht herum¬

komme.Mit den im vorliegenden Budgetentwurf für Wohn¬
bauförderung vorgesehenen Mitteln könne angesichts
der großen Zahl von Bewerbern nie das Auslangen
gefunden werden. Der Betrag müsse daher entsprechend
erhöht werden. Auch sei die SPOe. der Ansicht, daß
die Inanspruchnahme des Vorgriffes im vergangenen
Jahre zur Korrektur eines der Gemeinde unterlaufenen
Irrtums notwendig geworden sei und daß daher
die vorgegriffene Summe keinesfalls auf die Darlehens¬
zuteilungen im heurigen Jahre eingerechnet werden
dürfe.Abschließend vertritt Nat.=Rat Katzengruber die Auf
fassung, daß in der Gemeinde einseitige Personal¬
olitik betrieben werde und bemängelt, daß den ver¬

schiedenen Verwaltungsausschüssen vor der Budget¬
sitzung zu wenig Gelegenheit zur Vorberatung des
Voranschlages gegeben worden sei.
St.=R. Zumtobel kritisiert namens seiner Fraktior
die im Voranschlag vorgesehenen Fertigstellungs¬


